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............................................... 

Bericht an den Gemeinderat 

Seit 1981 werden von der Stadt Graz verschiedene emissionsmindernde und energie-
sparende Maßnahmen wie Fernwärmeanschlüsse, Errichtung von Solaranlagen, Niedrig-
energiehäuser und Wärmepumpen gefördert. 

Mittlerweile hat sich einiges geändert: Während einige Maßnahmen bereits (fast) als Stand 
der Technik anzusehen sind und daher kein Förderungsbedarf besteht, ist der Bedarf an 
Unterstützung insbesondere bei Maßnahmen, die auch die Feinstaubsituation der Stadt Graz 
berücksichtigen, gestiegen. Eine wesentliche Änderung hat sich durch die Novelle der 
Wohnbauförderung des Landes im Herbst 2006 ergeben, in der alternative Energieformen 
als verpflichtende Förderungsvoraussetzungen eingeführt wurden. Nicht zuletzt lässt die 
geplante Ausweitung der Beschränkungszonen für die Raumheizung einen verstärkten Ein-
satz von Wärmepumpen erwarten, was unterstützt werden soll.  

Aus diesen Gründen wird vorgeschlagen, die Förderung anzupassen und die Richtlinien zu 
aktualisieren. Die Auswirkung der Änderung wird als aufkommensneutral eingeschätzt. 

Generell soll bei allen Maßnahmen, die im Zuge der Wohnbauförderung verpflichtend ein-
geführt wurden, die Förderung durch die Stadt eingestellt werden. Die frei werdenden Mittel 
sollen den erhöhten Finanzbedarf abdecken, der sich aus den zu erwartenden Mehranträgen 
bei Wärmepumpen ergibt. Um dabei das Förderungsvolumen nicht ausufern zu lassen, wird 
eine prozentuelle Beschränkung - kombiniert mit einem Höchstbetrag - vorgeschlagen. 

Die Stadt Graz war immer bestrebt, innovative Ansätze im Energiebereich zu unterstützen, 
daher auch die bisherige Förderung von Niedrigenergiehäusern. Diese sind aber, besonders 
was die Wärmeschutzmaßnahmen betrifft, heutzutage selbstverständlich. Außerdem wurde 
in den letzten beiden Jahren lediglich 1 Antrag gestellt. Daher soll diese besondere Förde-
rungsform gestrichen werden. Aufrecht soll selbstverständlich jener allgemeine Passus 
bleiben, der Innovationen aus heutiger Sicht anerkennt. Die Vorgaben sind weiter gefasst, 
um kreative Ansätze zu ermutigen. 

  

 



Der Ausschuss für Umwelt- und Katastrophenschutz stellt daher den 

Antrag, 

der Gemeinderat wolle gemäß § 45 Abs. 2 Ziffer 25 und des Statutes der Landeshauptstadt 
Graz, LGBI 130/1967 idF LGBl 32/2005 die „Richtlinien zur Grazer Umwelt-/Energie-
förderung 2007“ zu beschließen und gleichzeitig die alten Richtlinien aus dem Jahr 2004 
außer Kraft zu setzen. 
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Anlagen: 
Richtlinien zur Grazer Umwelt-/Energieförderung 2004 (derzeit gültig) 
Richtlinien zur Grazer Umwelt-/Energieförderung 2007 (aktualisierte) 


